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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 

 

Fassung 2019 Fassung Dezember 2021 

 
ALLGEMEINER Teil 
I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde 
und Kreditinstitut 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen 
 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. (1) Änderungen dieser AGB oder eines Dauerver-
trags werden dem Kunden vom Kreditinstitut wie nach-
stehend geregelt angeboten (im Folgenden „Ände-
rungsangebot“). Dabei werden die vom Änderungsan-
gebot betroffenen Bestimmungen der AGB und des 
Dauervertrags und die dazu vorgeschlagenen Änderun-
gen in einer Gegenüberstellung (im Folgenden „Gegen-
überstellung“) dargestellt. Betrifft das Änderungsange-
bot die AGB, wird das Kreditinstitut die Gegenüberstel-
lung sowie die vollständige Fassung der neuen AGB 
auch auf seiner Internetseite veröffentlichen. Darauf 
wird das Kreditinstitut im Änderungsangebot hinweisen. 
 
[…] 
 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in 
Dauerverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditin-
stituts (einschließlich Habenzinsen) und Entgelten des 
Kunden (einschließlich Sollzinsen), ist nur zulässig und 
wirksam, wenn die dafür in den Ziffern 43 Abs 2, 44, und 
46 bis 47a vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand 
 
2. Rechtswahl 
Z 20. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kun-
den und dem Kreditinstitut gilt österreichisches Recht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Ent-
gelte außerhalb der Zahlungsdienste (ausgenom-
men Sollzinsen) 
Z 45. Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der 
keine Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte 
(wie zB Safemiete, Kontoführungsentgelte für Konten, 
über die keine Zahlungsdienste abgewickelt werden), 
werden jährlich mit Wirkung ab dem 1. April jeden Jah-
res der Entwicklung des von der Statistik Austria 

 
ALLGEMEINER Teil 
I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde 
und Kreditinstitut 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen 
 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. (1) Änderungen dieser AGB oder eines Dauerver-
trags werden dem Kunden vom Kreditinstitut wie nach-
stehend geregelt angeboten (im Folgenden „Ände-
rungsangebot“). Dabei werden die vom Änderungsan-
gebot betroffenen Bestimmungen der AGB und des 
Dauervertrags und die dazu vorgeschlagenen Änderun-
gen in einer Gegenüberstellung (im Folgenden „Gegen-
überstellung“) dargestellt. Betrifft das Änderungsange-
bot die AGB, wird das Kreditinstitut die Gegenüberstel-
lung sowie die vollständige Fassung der neuen AGB 
auch auf seiner Internetseite veröffentlichen. Darauf 
wird das Kreditinstitut im Änderungsangebot hinweisen. 
 
[…] 
 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in 
Dauerverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditin-
stituts (einschließlich Habenzinsen) und Entgelten des 
Kunden (einschließlich Sollzinsen), ist nur in folgenden 
Fällen zulässig und wirksam: 
 gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im 

Sinne der Z 43 Abs 2, wenn die dort vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind; 

 Gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Ände-
rungsangebote zur Anpassung von Entgelten für 
Zahlungsdienste, wenn die dafür in Z 44 vorgese-
henen Voraussetzungen erfüllt sind, und Ände-
rungsangebote zur Änderung von Leistungen des 
Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn 
die dafür in Z 47 den Ziffern 43 Abs 2, 44, und 46 
bis 47a vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt 
sind.  

F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand 
 
2. Rechtswahl 
Z 20. (1) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem 
Kunden, der Unternehmer ist, und dem Kreditinstitut gilt 
österreichisches Recht. 
(2) Für Rechtsbeziehungen zwischen dem Kreditinstitut 
und dem Kunden, der Verbraucher ist, gilt österreichi-
sches Recht. Diesem gehen aber für den Verbraucher 
günstigere Bestimmungen des am Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts geltenden Rechts vor, wenn das Kre-
ditinstitut seine geschäftliche Tätigkeit, in deren Bereich 
der Abschluss des betroffenen Vertrags fällt, dorthin 
ausgerichtet hat. 
 
C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Ent-
gelte außerhalb der Zahlungsdienste (ausgenom-
men Sollzinsen) 
Z 45. (1) Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, 
der keine Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Ent-
gelte (wie zB Safemiete, Kontoführungsentgelte für 
Konten, über die keine Zahlungsdienste abgewickelt 
werden), werden jährlich mit Wirkung ab dem 1. April 
jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik 
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veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 
angepasst (erhöht oder gesenkt), wobei jeweils eine 
kaufmännische Rundung auf ganze Cent erfolgt. Die 
Anpassung erfolgt durch Vergleich der Indexwerte No-
vember des vergangenen Jahres mit November des 
vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung des Index 
eine Anhebung der Entgelte aus welchen Gründen im-
mer nicht, so ist dadurch das Recht auf diese Anhebung 
mit Wirkung für die Zukunft nicht verloren gegangen. 
Entgeltsanpassungen erfolgen frühestens nach Ablauf 
zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses. 
 
 
 
 
 
D Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten 
Sollzinssätze  
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzins-
satz an einen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), 
so werden Änderungen unmittelbar ohne vorherige Be-
nachrichtigung des Kunden wirksam. Der Verbraucher 
wird über wirksam gewordene Änderungen des Zinssat-
zes spätestens im folgenden Kalenderquartal informiert. 
Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrau-
chern frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet 
ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder be-
absichtigt das Kreditinstitut eine über die vereinbarte 
Anpassung hinausgehende Änderung des Sollzinssat-
zes, so bietet das Kreditinstitut dem Kunden diese Än-
derung des Zinssatzes spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an. 
Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt 
als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch 
des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den 
Kunden im Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der 
Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Änderungs-
angebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kre-
ditinstitut mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung je-
doch nur unter folgenden Voraussetzungen vereinba-
ren: 
 Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der 

sich aus den Veränderungen auf dem Geld- oder 
Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem je-
weiligen Kredit seit dem Abschluss der der aktuel-
len Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung.  

 Eine Zinssatzanhebung nach Abs. 2 darf 0,5%-
Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zu-
grunde liegenden Vertrags zulässig.  

 Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist 
als jene, die sich aus der vereinbarten Anpas-
sungsklausel ergäbe. Wo keine Anpassungsklau-
sel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung 
keine einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 
 

F Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Ha-
benzinsen 
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Haben-
zinssatz an einen Referenzzinsatz (wie zB den 
EURIBOR), so werden Änderungen unmittelbar ohne 

Austria veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisin-
dex 2000 angepasst (erhöht oder gesenkt), wobei je-
weils eine kaufmännische Rundung auf ganze Cent er-
folgt. Die Anpassung erfolgt durch Vergleich der Index-
werte November des vergangenen Jahres mit Novem-
ber des vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung 
des Index eine Anhebung der Entgelte aus welchen 
Gründen immer nicht, so ist dadurch das Recht auf 
diese Anhebung mit Wirkung für die Zukunft nicht verlo-
ren gegangen. Entgeltsanpassungen erfolgen frühes-
tens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 
(2) Entgelte, die als Prozentsätze ausgewiesen sind o-
der kurswertbasiert berechnet werden, unterliegen kei-
ner Anpassung nach Abs. 1.  
 
 
D Änderung Anpassung der mit Verbrauchern ver-
einbarten Sollzinssätze an einen Referenzzinssatz 
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzins-
satz an einen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), 
so werden Änderungen unmittelbar ohne vorherige Be-
nachrichtigung des Kunden wirksam. Der Verbraucher 
wird über wirksam gewordene Änderungen des Zinssat-
zes spätestens im folgenden Kalenderquartal informiert. 
Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrau-
chern frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet 
ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder be-
absichtigt das Kreditinstitut eine über die vereinbarte 
Anpassung hinausgehende Änderung des Sollzinssat-
zes, so bietet das Kreditinstitut dem Kunden diese Än-
derung des Zinssatzes spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an. 
Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt 
als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch 
des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den 
Kunden im Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der 
Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Änderungs-
angebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kre-
ditinstitut mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung je-
doch nur unter folgenden Voraussetzungen vereinba-
ren: 
 Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der 

sich aus den Veränderungen auf dem Geld- oder 
Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem je-
weiligen Kredit seit dem Abschluss der der aktuel-
len Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung.  

 Eine Zinssatzanhebung nach Abs. 2 darf 0,5%-
Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zu-
grunde liegenden Vertrags zulässig.  

 Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist 
als jene, die sich aus der vereinbarten Anpas-
sungsklausel ergäbe. Wo keine Anpassungsklau-
sel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung 
keine einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

 
F Änderung Anpassung der mit Verbrauchern ver-
einbarten Habenzinsen an einen Referenzzinssatz 
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Haben-
zinssatz an einen Referenzzinsatz (wie zB den 
EURIBOR), so werden Änderungen unmittelbar ohne 
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vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der 
Verbraucher wird über wirksam gewordene Änderun-
gen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalender-
quartal informiert.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder be-
absichtigt das Kreditinstitut eine über die vereinbarte 
Anpassung hinausgehende Änderung des Habenzins-
satzes, so bietet das Kreditinstitut dem Kunden diese 
Änderung des Zinssatzes spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an. 
Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt 
als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch 
des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den 
Kunden im Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der 
Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Änderungs-
angebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kre-
ditinstitut mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung je-
doch nur unter folgenden Voraussetzungen vereinba-
ren: 
 Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der 

sich aus den Veränderungen auf dem Geld- oder 
Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
und Wiederveranlagungsmöglichkeiten des Kredit-
instituts im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Guthaben. 

 Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-
Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zu-
grunde liegenden Vertrags zulässig.  

 Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist 
als jene, die sich aus der vereinbarten Anpas-
sungsklausel ergäbe. Wo keine Anpassungsklau-
sel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung 
keine einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

 

vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der 
Verbraucher wird über wirksam gewordene Änderun-
gen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalender-
quartal informiert.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder be-
absichtigt das Kreditinstitut eine über die vereinbarte 
Anpassung hinausgehende Änderung des Habenzins-
satzes, so bietet das Kreditinstitut dem Kunden diese 
Änderung des Zinssatzes spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an. 
Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt 
als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch 
des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den 
Kunden im Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der 
Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Änderungs-
angebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kre-
ditinstitut mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung je-
doch nur unter folgenden Voraussetzungen vereinba-
ren: 
 Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der 

sich aus den Veränderungen auf dem Geld- oder 
Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
und Wiederveranlagungsmöglichkeiten des Kredit-
instituts im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Guthaben. 

 Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-
Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zu-
grunde liegenden Vertrags zulässig.  

 Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist 
als jene, die sich aus der vereinbarten Anpas-
sungsklausel ergäbe. Wo keine Anpassungsklau-
sel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung 
keine einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 
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Bedingungen für Electronic Banking Leistungen  
(Internet Banking und ELBA business) des Kreditinstituts 

 
 

Fassung (Jänner) 2021 Fassung Dezember 2021 

4. Identifikationsverfahren 
a) Arten der Identifikationsverfahren 

[…] 
(ii) Signatur-App 
Der Kunde installiert im Zuge der Registrierung auf sei-
nem Endgerät eine vom Kreditinstitut zur Verfügung ge-
stellte Applikation („Signatur-App“). Die Verknüpfung 
der Signatur-App mit den Electronic Banking Systemen 
des Kreditinstituts über das Internet erfolgt automatisch 
oder über einen dem Kunden im Electronic Banking an-
gezeigten oder im Kreditinstitut übergebenen Aktivie-
rungs-Code. Die Identifizierung unter Verwendung der 
Signatur-App erfolgt durch Eingabe der vom Kunden im 
Zuge der Registrierung zu diesem Verfahren festgeleg-
ten persönlichen Identifikationsnummer („Signatur-
Code“). Durch diese Eingabe wird zum Zwecke der 
Identifikation automatisch eine zuvor aus den Electronic 
Banking Systemen des Kreditinstituts an das Endgerät 
des Kunden übermittelte, für den Kunden nicht sicht-
bare einmalige Transaktionsnummer wieder an die 
Electronic Banking Systeme des Kreditinstituts rückge-
sendet. 
[…] 
 
6. Sorgfaltspflichten der Kunden und Haftung 
Jeden Kunden treffen nachstehende Sorgfaltspflichten: 
[…] 
ii. Wenn der Verdacht besteht, dass ein unbefugter 

Dritter die Möglichkeit zum Missbrauch eines Iden-
tifikationsmerkmals erlangt haben könnte, hat der 
Kunde unverzüglich die in Punkt 7. vorgesehenen 
Schritte zu setzen. 

[…] 
 

7. Sperre der Zugriffsberechtigung 
a) Sperre über Veranlassung des Kunden 
Der Kunde kann die Sperre seiner Zugriffsberechtigung 
auf Electronic Banking wie folgt beauftragen: 
 jederzeit telefonisch bei der dafür eingerichteten 

Raiffeisen SperrHotline für Karten und Electronic 
Banking, deren Telefonnummer das Kreditinstitut 
dem Kunden bekannt gegeben hat und die auf der 
Internet-Seite www.raiffeisen.at abrufbar ist, oder  

 zu den jeweiligen Öffnungszeiten beim Kreditinsti-
tut.  

In den oben genannten Fällen wird eine Sperre unmit-
telbar mit Einlangen des Sperrauftrags wirksam. 
Bei Verlust eines im Rahmen des vereinbarten Identifi-
kationsverfahrens zu verwendenden Identifikations-
merkmals, bei Verlust der zur Erstellung einer sonstigen 
elektronischen Signatur (Punkt 4 a) (iii) erforderlichen 
Identifikationsmerkmale (insbesondere einer Signatur-
karte oder eines anderen zur Signaturerstellung erfor-
derlichen Datenträgers) oder bei Bestehen des Ver-
dachts, dass eine unbefugte Person die Möglichkeit 
zum Missbrauch eines Identifikationsmerkmals oder ei-
nes aktivierten biometrischen Erkennungsmerkmals er-
langt hat, ist der Kunde verpflichtet, wenn (wie zB bei 
einem biometrischen Erkennungsmerkmal) möglich das 
Identifikationsmerkmal bzw. biometrische Erkennungs-
merkmal zu deaktivieren oder ansonsten die Sperre der 
betroffenen Zugriffsberechtigungen zu veranlassen. 
Sollte eine sofortige Sperre der Zugriffsberechtigung 
auf den vorstehend beschriebenen Wegen nicht 

4. Identifikationsverfahren 
a) Arten der Identifikationsverfahren 

[…] 
(ii) Signatur-App 
Der Kunde installiert im Zuge der Registrierung auf sei-
nem Endgerät eine vom Kreditinstitut zur Verfügung ge-
stellte Applikation („Signatur-App“). Die Verknüpfung 
der Signatur-App mit den Electronic Banking Systemen 
des Kreditinstituts über das Internet erfolgt automatisch 
oder über einen dem Kunden im Electronic Banking an-
gezeigten oder im vom Kreditinstitut übergebenen über-
mittelten Aktivierungs-Code. Die Identifizierung unter 
Verwendung der Signatur-App erfolgt durch Eingabe 
der vom Kunden im Zuge der Registrierung zu diesem 
Verfahren festgelegten persönlichen Identifikations-
nummer („Signatur-Code“). Durch diese Eingabe wird 
zum Zwecke der Identifikation automatisch eine zuvor 
aus den Electronic Banking Systemen des Kreditinsti-
tuts an das Endgerät des Kunden übermittelte, für den 
Kunden nicht sichtbare einmalige Transaktionsnummer 
wieder an die Electronic Banking Systeme des Kreditin-
stituts rückgesendet. 
[…] 
 
6. Sorgfaltspflichten der Kunden und Haftung 
Jeden Kunden treffen nachstehende Sorgfaltspflichten: 
[…] 
ii. Wenn der Verdacht besteht Bei Kenntnis, dass ein 

unbefugter Dritter die Möglichkeit zum Missbrauch 
eines Identifikationsmerkmals erlangt haben könnte 
hat, hat der Kunde unverzüglich die in Punkt 7. vor-
gesehenen Schritte zu setzen. 

[…]  
 
7. Sperre der Zugriffsberechtigung 
a) Sperre über Veranlassung des Kunden 
Der Kunde kann die Sperre seiner Zugriffsberechtigung 
auf Electronic Banking wie folgt beauftragen: 
 jederzeit telefonisch bei der dafür eingerichteten 

Raiffeisen SperrHotline für Karten und Electronic 
Banking, deren Telefonnummer das Kreditinstitut 
dem Kunden bekannt gegeben hat und die auf der 
Internet-Seite www.raiffeisen.at abrufbar ist, oder  

 zu den jeweiligen Öffnungszeiten beim Kreditinsti-
tut.  

In den oben genannten Fällen wird eine Sperre unmit-
telbar mit Einlangen des Sperrauftrags wirksam. 
Bei Verlust eines im Rahmen des vereinbarten Identifi-
kationsverfahrens zu verwendenden Identifikations-
merkmals, bei Verlust der zur Erstellung einer sonstigen 
elektronischen Signatur (Punkt 4 a) (iii) erforderlichen 
Identifikationsmerkmale (insbesondere einer Signatur-
karte oder eines anderen zur Signaturerstellung erfor-
derlichen Datenträgers) oder bei Bestehen des Ver-
dachts Kenntnis, dass eine unbefugte Person die Mög-
lichkeit zum Missbrauch eines Identifikationsmerkmals 
oder eines aktivierten biometrischen Erkennungsmerk-
mals erlangt hat, ist der Kunde verpflichtet, wenn (wie 
zB bei einem biometrischen Erkennungsmerkmal) mög-
lich das Identifikationsmerkmal bzw. biometrische Er-
kennungsmerkmal zu deaktivieren oder ansonsten die 
Sperre der betroffenen Zugriffsberechtigungen zu ver-
anlassen. Sollte eine sofortige Sperre der Zugriffsbe-
rechtigung auf den vorstehend beschriebenen Wegen 
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möglich sein, wird der Kunde zunächst die PIN ändern 
oder im Sperrfenster (aufrufbar unter der Rubrik „Si-
cherheit“ des Electronic Banking) die Sperre der Zu-
griffsberechtigung herbeiführen. Auch in diesem Fall 
wird der Kunde zum frühestmöglichen Zeitpunkt die 
Sperre auf dem vorstehend beschriebenen Weg veran-
lassen. 
[…] 
 
10. Änderungen der Teilnahmevereinbarung und 

dieser Bedingungen  
Änderungen der Teilnahmevereinbarung oder dieser 
Bedingungen werden dem Kontoinhaber vom Kreditin-
stitut spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens wie in Z 2 der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vorgesehen angebo-
ten. Die Zustimmung des Kontoinhabers zu diesen Än-
derungen gilt – auch mit Wirkung für alle Personen, de-
nen er zu seinem Konto oder Depot Electronic Banking-
Berechtigungen eingeräumt hat - als erteilt, wenn beim 
Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens kein Widerspruch des Kontoinhabers ein-
langt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber 
im Änderungsangebot hinweisen. Ein Änderungsange-
bot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen zu Änderungen der in der Teilnahmevereinba-
rung oder den Bedingungen vereinbarten Leistungen 
des Kreditinstituts und der dafür zu zahlenden Entgelte 
ist nur zulässig und wirksam, wenn die dafür in den Zif-
fern 43 Abs 2, 44 und 46 bis 47a der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[...] 
 

nicht möglich sein, wird der Kunde zunächst die PIN än-
dern oder im Sperrfenster (aufrufbar unter der Rubrik 
„Sicherheit“ des Electronic Banking) die Sperre der Zu-
griffsberechtigung herbeiführen. Auch in diesem Fall 
wird der Kunde zum frühestmöglichen Zeitpunkt die 
Sperre auf dem vorstehend beschriebenen Weg veran-
lassen. 
[…] 
 
10. Änderungen der Teilnahmevereinbarung und 

dieser Bedingungen  
Änderungen der Teilnahmevereinbarung oder dieser 
Bedingungen werden dem Kontoinhaber vom Kreditin-
stitut spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens wie in Z 2 der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vorgesehen angebo-
ten. Die Zustimmung des Kontoinhabers zu diesen Än-
derungen gilt – auch mit Wirkung für alle Personen, de-
nen er zu seinem Konto oder Depot Electronic Banking-
Berechtigungen eingeräumt hat - als erteilt, wenn beim 
Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens kein Widerspruch des Kontoinhabers ein-
langt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber 
im Änderungsangebot hinweisen. Ein Änderungsange-
bot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen zu Änderungen der in der Teilnahmevereinba-
rung oder den Bedingungen vereinbarten Leistungen 
des Kreditinstituts und der dafür zu zahlenden Entgelte 
ist nur in folgenden Fällen zulässig und wirksam: 
 gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im 

Sinne der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen, wenn die dort vorgesehenen Voraus-
setzungen erfüllt sind; 

 gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Ände-
rungsangebote zur Anpassung von Entgelten für 
Zahlungsdienste, wenn die dafür in Z 44 der Allge-
meinen Geschäftsbedingungenvorgesehenen Vo-
raussetzungen erfüllt sind, und Änderungsangebote 
zur Änderung von Leistungen des Kreditinstituts 
(ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür in 
den Ziffern 43 Abs 2, 44, und 46 bis Z 47a der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind.  

[...] 
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Besondere Bedingungen für Debitkarten 
 

Fassung (Jänner) 2021 Fassung Dezember 2021 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
2. Ausgabe der Debitkarten  
2.1 Ausgabe an Kontoinhaber und Zeichnungsberech-
tigte 
Debitkarten werden nur an natürliche Personen ausge-
geben, die als Kontoinhaber oder Zeichnungsberechtig-
ter über ein Konto des Kreditinstitutes einzeln dispositi-
onsberechtigt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[…] 
 
2.3 Ausgabe der digitalen Debitkarte 
 
2.3.2 Banken-Wallet 
Das Kreditinstitut stellt dem Karteninhaber über App 
Stores Software für mobile Endgeräte mit dafür geeig-
neten Betriebssystemen zur Verfügung, die es dem 
Karteninhaber, der am Electronic Banking des Kreditin-
stitutes (kurz: ELBA) teilnimmt, ermöglicht, 
a. seine digitale Debitkarte, andere mobile Zahlkarten 

und andere Zahlungsdienste auf dem mobilen End-
gerät zu aktivieren, anzuzeigen und zu nutzen; 

b. Mehrwertservices rund um das mobile Bezahlen zu 
nutzen und 

c. im in der Banken-Wallet integrierten Kundenkarten-
bereich 
 Kundenkarten digital zu speichern und als 

Identifikation wiederzugeben, sowie 
 Kundenbindungsprogramme, zu denen er sich 

registriert hat, zu verwalten, und 
 sich für von dem Kreditinstitut vorgeschlagene 

Kundenbindungsprogramme zu registrieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Installation und Nutzung der Banken-Wallet fal-
len gegenüber dem Kreditinstitut keine Entgelte an. Im 
Zusammenhang mit der Nutzung können Kosten 
des Datentransfers des Netzbetreibers anfallen, die 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
2. Ausgabe der Debitkarten  
2.1 Ausgabe an Kontoinhaber und Zeichnungsberech-
tigte 
Debitkarten werden nur an natürliche Personen ausge-
geben, die als Kontoinhaber oder Zeichnungsberechtig-
ter über ein Konto des Kreditinstitutes einzeln dispositi-
onsberechtigt sind.  Ist der Kontoinhaber Unternehmer, so 
können Debitkarten auch an einen Zeichnungsberechtig-
ten mit gemeinschaftlicher Dispositionsberechtigung aus-
gegeben werden und kann der Karteninhaber mit der De-
bitkarte im Rahmen der mit dem Kontoinhaber vereinbar-
ten Funktionen und Limits einzeln disponieren. Ist der Kon-
toinhaber Unternehmer, kann die Dispositionsberechti-
gung von Zeichnungsberechtigten auch auf Verfügungen 
unter Verwendung der Debitkarte beschränkt werden.  
 
[…] 
 
2.3 Ausgabe der digitalen Debitkarte 
 
2.3.2 Banken-Wallet 
Das Kreditinstitut stellt dem Karteninhaber über App 
Stores Software für mobile Endgeräte mit dafür geeig-
neten Betriebssystemen zur Verfügung, die es dem 
Karteninhaber, der am Electronic Banking des Kreditin-
stitutes (kurz: ELBA) teilnimmt, ermöglicht, 
a. seine digitale Debitkarte, andere mobile Zahlkarten 

und andere Zahlungsdienste auf dem mobilen End-
gerät zu aktivieren, anzuzeigen und zu nutzen; 

b. Mehrwertservices rund um das mobile Bezahlen zu 
nutzen und 

c. im in der Banken-Wallet integrierten Kundenkarten-
bereich 
 Kundenkarten digital zu speichern und als 

Identifikation wiederzugeben, sowie 
 Kundenbindungsprogramme, zu denen er sich 

registriert hat, zu verwalten, und 
 sich für von dem Kreditinstitut vorgeschlagene 

Kundenbindungsprogramme zu registrieren. 
 
 
Weiters kann der Karteninhaber zukünftig ab dem vom 
Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt in der Ban-
ken-Wallet 
a. wenn Vertragsunternehmen infolge Zahlungen des 

Karteninhabers im Rahmen des Fernabsatzes 
(Punkt II.5.3) ein digitales Abbild der Debitkarte 
(Token) in ihren Systemen hinterlegt haben, den 
Token - soweit er für die Bank erkennbar ist - ver-
walten (einschließlich Löschung bzw. Sperre des 
Tokens) 

b. die Daten seiner physischen Debitkarte (Karten-
nummer bzw. PAN, Ablaufdatum), Kartenprüfnum-
mer (eine dreistellige Kartenprüfnummer, die sich 
auf der Rückseite der Debitkarte befindet; auch 
CVC bzw. Card Verification Code genannt) sowie 
den persönlichen Code der physischen Debitkarte 
abfragen.  

 
Für die Installation und Nutzung der Banken-Wallet fal-
len gegenüber dem Kreditinstitut keine Entgelte an. Im 
Zusammenhang mit der Nutzung können Kosten des 
Datentransfers des Netzbetreibers anfallen, die vom 



 

8  Dezember 2021 
 

vom Karteninhaber selbst zu tragen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
[…] 
 
3. Persönlicher Code und Kundenauthentifizierung 
3.1 Persönlicher Code  
Der Karteninhaber erhält vom Kreditinstitut – wenn für 
eine vereinbarte Funktion der Debitkarte benötigt – in 
einem verschlossenen Kuvert einen persönlichen Code 
an seine zuletzt vom Kontoinhaber oder Karteninhaber 
bekanntgegebene Adresse zugesandt. Nutzt der Kar-
teninhaber das ELBA des Kreditinstituts, kann er die 
PIN ab dem 1. April 2021 dort abfragen.  
 
Der für Zahlungen mit der digitalen Debitkarte benötigte 
persönliche Code entspricht dem persönlichen Code 
zur physischen Debitkarte, sodass zur digitalen Debit-
karte keine weitere Zusendung/Anzeige erfolgt.  
 
 
3.2 Kundenauthentifizierung  
Abhängig von der verwendeten Wallet (Punkt I. 2.3.1) 
setzt die Verwendung der digitalen Debitkarte die Kun-
denauthentifizierung („Kundenauthentifizierung“) am 
mobilen Endgerät voraus. Diese Kundenauthentifizie-
rung ist ein am mobilen Endgerät vorhandenes Verfah-
ren zur Überprüfung der Identität des Karteninhabers 
auf Grundlage der Gerätebindung (mittels einer Geräte-
nummer, die bei der Installation dem mobilen Endgerät 
zugeordnet und in den Systemen des Kreditinstitutes 
registriert wird) gemeinsam mit der Geräte-PIN (je nach 
Gerätetyp ein vier- oder sechsstelliger Zugangscode) o-
der biometrischen Mitteln (zB Fingerabdruck, Ge-
sichtserkennung, Iris-Scan). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Sorgfaltspflichten des Karteninhabers  
Der Karteninhaber ist auch im eigenen Interesse ver-
pflichtet,  
- eine physische Debitkarte sorgfältig zu verwahren. 

Eine Weitergabe der Debitkarte an dritte Personen 
ist nicht zulässig, 

- das mobile Endgerät, auf dem eine digitale Debit-
karte oder die P2P-Funktion aktiviert ist, sorgfältig 
zu verwahren und vor dem Zugriff Dritter zu schüt-
zen. Eine Weitergabe des mobilen Endgerätes an 
dritte Personen ohne vorherige Deaktivierung der 
darauf gespeicherten digitalen Debitkarte(n) oder 
P2P-Funktionen ist nicht zulässig.  
Warnhinweis: Wenn die am mobilen Endgerät in 
der Banken-Wallet gespeicherte digitale Debitkarte 
nicht deaktiviert wird, sind Kleinbetragszahlungen 
ohne Eingabe des persönlichen Codes (siehe 
Punkt II. 3) weiterhin möglich.  

Der persönliche Code, bei Verwendung einer Dritt- 
Wallet auch die Geräte-PIN und bei Verwendung der 
P2P-Funktion die P2P-PIN sind geheim zu halten und 

Karteninhaber selbst zu tragen sind. 
Bei der Installation der Banken-Wallet legt der Karten-
inhaber unter Verwendung des für ELBA vereinbarten 
Identifikationsverfahrens eine „Wallet-PIN“ fest, die in 
der Folge für den Zugriff auf Funktionen der Banken-
Wallet verwendet wird. Eine Änderung der Wallet-PIN 
ist auf diesem Wege möglich. Nach 5-facher Falschein-
gabe der Wallet-PIN wird der Zugriff auf die Banken-
Wallet automatisch gesperrt. 
[…] 
 
3. Persönlicher Code und Kundenauthentifizierung 
3.1 Persönlicher Code  
Der Karteninhaber erhält vom Kreditinstitut – wenn für 
eine vereinbarte Funktion der Debitkarte benötigt – in 
einem verschlossenen Kuvert einen persönlichen Code 
an seine zuletzt vom Kontoinhaber oder Karteninhaber 
bekanntgegebene Adresse zugesandt. Nutzt der Kar-
teninhaber das ELBA des Kreditinstituts, kann er die 
PIN zukünftig den persönlichen Code ab dem 1. April 
2021 vom Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt 
dort abfragen.  
Der für Zahlungen mit der digitalen Debitkarte benötigte 
persönliche Code entspricht dem persönlichen Code 
zur physischen Debitkarte, sodass zur digitalen Debit-
karte keine weitere Zusendung/Anzeige erfolgt.  
 
3.2 Kundenauthentifizierung  
Abhängig von der verwendeten Wallet (Punkt I. 2.3.1) 
setzt die Verwendung der digitalen Debitkarte die Kun-
denauthentifizierung („Kundenauthentifizierung“) am 
mobilen Endgerät voraus. Diese Kundenauthentifizie-
rung ist ein am mobilen Endgerät vorhandenes Verfah-
ren zur Überprüfung der Identität des Karteninhabers 
auf Grundlage der Gerätebindung (mittels einer Geräte-
nummer, die bei der Installation dem mobilen Endgerät 
zugeordnet und in den Systemen des Kreditinstitutes 
registriert wird) gemeinsam mit der Geräte Wallet-PIN 
(je nach Gerätetyp ein vier- oder sechsstelliger Zu-
gangscode) oder biometrischen Mitteln (zB Fingerab-
druck, Gesichtserkennung, Iris-Scan). Die Wallet-PIN 
ist bei Verwendung der Banken-Wallet die vom Karten-
inhaber gemäß Punkt I.2.3.2 festgelegte PIN, bei Ver-
wendung einer Dritt-Wallet ein mit dem jeweiligen Wal-
let-Anbieter vereinbarter Zugangscode (abhängig von 
der verwendeten Dritt-Wallet kann mit dem Wallet-An-
bieter als Wallet-PIN auch die Geräte-PIN vereinbart 
werden).  
 
 
5. Sorgfaltspflichten des Karteninhabers  
Der Karteninhaber ist auch im eigenen Interesse ver-
pflichtet,  
- eine physische Debitkarte sorgfältig zu verwahren. 

Eine Weitergabe der Debitkarte an dritte Personen 
ist nicht zulässig, 

- das mobile Endgerät, auf dem eine digitale Debit-
karte oder die P2P-Funktion aktiviert ist, sorgfältig 
zu verwahren und vor dem Zugriff Dritter zu schüt-
zen. Eine Weitergabe des mobilen Endgerätes an 
dritte Personen ohne vorherige Deaktivierung der 
darauf gespeicherten digitalen Debitkarte(n) oder 
P2P-Funktionen ist nicht zulässig.  
Warnhinweis: Wenn die am mobilen Endgerät in 
der Banken-Wallet gespeicherte digitale Debitkarte 
nicht deaktiviert wird, sind Kleinbetragszahlungen 
ohne Eingabe des persönlichen Codes (siehe 
Punkt II. 3) weiterhin möglich.  

Der persönliche Code, bei Verwendung einer Dritt-Wal-
let auch die Geräte-PIN die Wallet-PIN und bei Verwen-
dung der P2P-Funktion die P2P-PIN sind geheim zu 
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dürfen niemandem, insbesondere auch nicht Mitarbei-
tern des Kreditinstitutes, anderen Kontoinhabern oder 
anderen Karteninhabern bekannt gegeben werden. Der 
persönliche Code und der P2P-PIN dürfen nicht am mo-
bilen Endgerät abgespeichert werden. Bei der Verwen-
dung des persönlichen Codes, der Geräte-PIN und des 
P2P-PIN ist darauf zu achten, dass diese nicht von Drit-
ten ausgespäht werden. 
 
 
Bei Zahlungen mit der Debitkarte im Fernabsatz (Punkt 
II. 5) ist der Karteninhaber verpflichtet, 

- bei Eingabe der Kartendaten und Verwendung der 
Signatur-App darauf zu achten, dass die Eingabe 
nicht von Dritten ausgespäht wird, und die von ihm 
im Zuge des Zahlvorganges verwendeten Internet-
seiten zu schließen und nicht nur deren Anzeige zu 
beenden, sodass es einem unberechtigten Dritten 
nicht möglich ist, auf diese zuzugreifen, 

- unverzüglich die Sperre der Debitkarte für Zahlun-
gen im Fernabsatz zu veranlassen, wenn er in 
Kenntnis davon ist oder die Vermutung hat, dass 
ein unbefugter Dritter Zugang zu seinen Kartenda-
ten hat. 

 
11. Änderungen des Kartenvertrags, der Vereinba-
rungen zu den Funktionen der Debitkarte oder der 
Besonderen Bedingungen 
Änderungen des Kartenvertrags, der zur Nutzung der 
einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen Ver-
einbarungen oder der Besonderen Bedingungen wer-
den dem Kontoinhaber – auch mit Wirkung für den Kar-
teninhaber - vom Kreditinstitut spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
wie in Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor-
gesehen angeboten.  
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen ist hinsichtlich der im Kar-
tenvertrag, in den zur Nutzung der einzelnen Funktio-
nen der Debitkarte getroffenen Vereinbarungen oder in 
den Besonderen Bedingungen vereinbarten Leistungen 
des Kreditinstitutes und der vom Kontoinhaber zu zah-
lenden Entgelten nur zulässig und wirksam, wenn die 
dafür in den Ziffern 43 Abs 2, 44 und 46 bis 47a der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen Vo-
raussetzungen erfüllt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

halten und dürfen niemandem, insbesondere auch nicht 
Mitarbeitern des Kreditinstitutes, anderen Kontoinha-
bern oder anderen Karteninhabern bekannt gegeben 
werden. Der persönliche Code, die Wallet-PIN und der 
die P2P-PIN dürfen nicht am mobilen Endgerät abge-
speichert werden. Bei der Verwendung des persönli-
chen Codes, der Geräte Wallet-PIN und des der P2P-
PIN ist darauf zu achten, dass diese nicht von Dritten 
ausgespäht werden. 
 
Bei Zahlungen mit der Debitkarte im Fernabsatz (Punkt 
II. 5) ist der Karteninhaber verpflichtet, 

- bei Eingabe der Kartendaten und Verwendung der 
Signatur-App darauf zu achten, dass die Eingabe 
nicht von Dritten ausgespäht wird, und die von ihm 
im Zuge des Zahlvorganges verwendeten Internet-
seiten zu schließen und nicht nur deren Anzeige zu 
beenden, sodass es einem unberechtigten Dritten 
nicht möglich ist, auf diese zuzugreifen, 

- unverzüglich die Sperre der Debitkarte für Zahlun-
gen im Fernabsatz zu veranlassen, wenn er in 
Kenntnis davon ist oder die Vermutung hat, dass 
ein unbefugter Dritter Zugang zu seinen Kartenda-
ten hat. 

 
11. Änderungen des Kartenvertrags, der Vereinba-
rungen zu den Funktionen der Debitkarte oder der 
Besonderen Bedingungen 
Änderungen des Kartenvertrags, der zur Nutzung der 
einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen Ver-
einbarungen oder der Besonderen Bedingungen wer-
den dem Kontoinhaber – auch mit Wirkung für den Kar-
teninhaber - vom Kreditinstitut spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
wie in Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor-
gesehen angeboten.  
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen ist hinsichtlich der im Kar-
tenvertrag, in den zur Nutzung der einzelnen Funktio-
nen der Debitkarte getroffenen Vereinbarungen oder in 
den Besonderen Bedingungen vereinbarten Leistungen 
des Kreditinstitutes und der vom Kontoinhaber zu zah-
lenden Entgelten nur in folgenden Fällen zulässig und 
wirksam: 
 gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im 

Sinne der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen, wenn die dort vorgesehenen Voraus-
setzungen erfüllt sind; 

 Gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Ände-
rungsangebote zur Anpassung von Entgelten für 
Zahlungsdienste, wenn die dafür in Z 44 der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen Vo-
raussetzungen erfüllt sind, und Änderungsangebote 
zur Änderung von Leistungen des Kreditinstituts 
(ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür in 
den Ziffern 43 Abs 2, 44, und 46 bis Z 47a der All-
gemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind.  

[…] 
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II. Benützung der Geldausgabeautomaten und bar-
geldlose Zahlungen 
 
5. Zahlungen mit der physischen Debitkarte im 
Fernabsatz 

 
[…] 
5.2 Im Fernabsatz verwendete Kartendaten 

Kartendaten im Sinne dieses Abschnitts sind  
- Kartennummer 
- Ablaufdatum (Monat und Jahr) 
- Kartenprüfnummer (eine dreistellige Kartenprüf-

nummer, die sich auf der Rückseite der Debitkarte 
befindet, auch CVC (=Card Verification Code) be-
zeichnet). 
 

 
6. P2P-Zahlungen 
6.1 Beschreibung der P2P-Funktion 
Die P2P-Funktion ermöglicht dem Karteninhaber, der 
auch Inhaber des Kontos ist, zu dem die physische De-
bitkarte ausgegeben wurde, mit Hilfe der in der Banken-
Wallet gespeicherten digitalen Debitkarte über ein mo-
biles Endgerät 
- das unbare Senden von Geldbeträgen an einen 

von ihm gewählten Empfänger, der Inhaber einer 
von dem Kreditinstitut oder einem anderen öster-
reichischen Kreditinstitut ausgestellten Debitkarte 
oder Kreditkarte ist, und 

- das Empfangen von Geldbeträgen (= der Geldbe-
trag wird von einer dritten Person an den Kartenin-
haber bezahlt). 

Ab dem 1.1.2022 steht diese Funktion auch Kartenin-
habern, die nicht auch Inhaber des Kontos sind, zu 
dem die physische Debitkarte ausgegeben wurde, zur 
Verfügung. 
 
6.2 Authentifizierung der P2P-Zahlung, P2P-PIN 
Die Authentifizierung im Rahmen 
- des Sendens eines Geldbetrages, 
- der Freigabe der Debitkarte für P2P-Kleinbetrags-

zahlungen gemäß Punkt 6.3.1., 
erfolgt über die mit dem Kreditinstitut vereinbarte Signa-
tur-App, durch Eingabe der vom Karteninhaber im Zuge 
der Registrierung für die P2P-Funktion zu wählenden 
P2P-PIN oder über die am mobilen Endgerät eingerich-
teten biometrischen Mittel (zB Fingerabdruck, Ge-
sichtserkennung, Iris-Scan).  
 
 
 
6.3 Nutzung der P2P-Funktion 
6.3.1 Geld senden 
Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte 
mittels der P2P-Funktion bis zu dem mit ihm für diese 
Funktion vereinbarten Limit bargeldlos Zahlungen in 
Euro durchzuführen, wofür im Zuge der Zahlungsanwei-
sung entweder die Mobiltelefonnummer des Empfän-
gers oder die Kartennummer (PAN) der Debit- oder Kre-
ditkarte des Empfängers abgefragt wird. Der Kartenin-
haber weist durch Authentifizierung (siehe Punkt 6.2.) 
das Kreditinstitut an, den Zahlungsbetrag an den jewei-
ligen Empfänger zu zahlen. 
 
Der Karteninhaber ist – nach einmaliger Authentifizie-
rung vorweg zur Freigabe dieser Möglichkeit – berech-
tigt, Geldbeträge bis zum Betrag von EUR 25,00 pro 
Einzeltransaktion („Kleinbetragszahlung“) mit der De-
bitkarte ohne Authentifizierung zu senden. Der Karten-
inhaber weist bei diesen Kleinbetragszahlungen schon 

 

II. Benützung der Geldausgabeautomaten und bar-
geldlose Zahlungen 
 
5. Zahlungen mit der physischen Debitkarte im 
Fernabsatz 

 
[…] 
5.2 Im Fernabsatz verwendete Kartendaten 

Kartendaten im Sinne dieses Abschnitts sind  
- Kartennummer 
- Ablaufdatum (Monat und Jahr) 
- Kartenprüfnummer (eine dreistellige Kartenprüf-

nummer, die sich auf der Rückseite der Debitkarte 
befindet, auch als CVC (=Card Verification Code) 
bezeichnet). 
 

 
6. P2P-Zahlungen 
6.1 Beschreibung der P2P-Funktion 
Die P2P-Funktion ermöglicht dem Karteninhaber, der 
auch Inhaber des Kontos ist, zu dem die physische De-
bitkarte ausgegeben wurde, mit Hilfe der in der Banken-
Wallet gespeicherten digitalen Debitkarte über ein mo-
biles Endgerät 
- das unbare Senden von Geldbeträgen an einen 

von ihm gewählten Empfänger, der Inhaber einer 
von dem Kreditinstitut oder einem anderen öster-
reichischen Kreditinstitut ausgestellten Debitkarte 
oder Kreditkarte ist, und 

- das Empfangen von Geldbeträgen (= der Geldbe-
trag wird von einer dritten Person an den Kartenin-
haber bezahlt). 

Ab dem 1.1. 7.6.2022 steht diese Funktion auch Kar-
teninhabern, die nicht auch Inhaber des Kontos sind, 
zu dem die physische Debitkarte ausgegeben wurde, 
zur Verfügung. 
 
6.2 Authentifizierung der P2P-Zahlung, P2P-PIN 
Die Authentifizierung im Rahmen  
 des Sendens eines Geldbetrages, 
 der Freigabe der Debitkarte für P2P-Kleinbetrags-

zahlungen gemäß Punkt 6.3.1., 
erfolgt über die mit dem Kreditinstitut vereinbarte Signa-
tur-App, durch Eingabe der vom Karteninhaber im Zuge 
der Registrierung für die P2P-Funktion zu wählenden 
P2P-PIN oder über die am mobilen Endgerät eingerich-
teten biometrischen Mittel (zB Fingerabdruck, Ge-
sichtserkennung, Iris-Scan). Ab dem 7.6.2022 erfolgt 
die Authentifizierung durch Kundenauthentifizierung ge-
mäß Punkt I.3.2. 
 
6.3 Nutzung der P2P-Funktion 
6.3.1 Geld senden 
Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte 
mittels der P2P-Funktion bis zu dem mit ihm für diese 
Funktion vereinbarten Limit bargeldlos Zahlungen in 
Euro durchzuführen, wofür im Zuge der Zahlungsanwei-
sung entweder die Mobiltelefonnummer des Empfän-
gers oder die Kartennummer (PAN) der Debit- oder Kre-
ditkarte des Empfängers abgefragt wird. Der Kartenin-
haber weist durch Authentifizierung (siehe Punkt 6.2.) 
das Kreditinstitut an, den Zahlungsbetrag an den jewei-
ligen Empfänger zu zahlen. 
 
Der Karteninhaber ist – nach einmaliger Authentifizie-
rung vorweg zur Freigabe dieser Möglichkeit – berech-
tigt, Geldbeträge bis zum Betrag von EUR 25,00 pro 
Einzeltransaktion („Kleinbetragszahlung“) mit der De-
bitkarte ohne Authentifizierung zu senden. Der Karten-
inhaber weist bei diesen Kleinbetragszahlungen schon 
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durch Eingabe der Mobiltelefonnummer oder Karten-
nummer des Empfängers (je nachdem, welche Nummer 
abgefragt wird) das Kreditinstitut unwiderruflich an, den 
jeweiligen Betrag an den Empfänger zu zahlen. Aus Si-
cherheitsgründen ist die Summe der direkt aufeinander 
folgenden Kleinbetragszahlungen auf insgesamt EUR 
100,00 beschränkt. Nach Erreichen dieser Beschrän-
kung muss der Karteninhaber eine P2P-Transaktion mit 
Authentifizierung durchführen. 
[…] 
 
7. Limit, Kontodeckung, Abrechnung  
7.1 Limit 
Der Kontoinhaber und das Kreditinstitut vereinbaren, 
bis zu welchem Limit pro Zeiteinheit (z.B. täglich, wö-
chentlich oder monatlich) unter Benützung der Debit-
karte einerseits Bargeld von Geldausgabeautomaten 
(siehe Punkt II. 1.) behoben werden kann sowie ande-
rerseits folgende Zahlungen getätigt werden können: 
 bargeldlos an POS-Kassen (siehe Punkt II. 2. bis 

3.),  
 mit der in der Dritt-Wallet gespeicherten digitalen 

Debitkarte in Apps und im Internet (siehe Punkt II.4),  
 im Fernabsatz (siehe Punkt II. 5.), 
 mittels der P2P-Funktion (siehe Punkt II. 6). 
 Die Limits gelten immer für alle zum Konto ausgegebe-
nen physischen und digitalen Debitkarten gemeinsam. 
P2P-Zahlungen werden auf den maximalen Rahmen, 
der für Zahlungen mit der Debitkarte an POS-Kassen 
vereinbart wurde, angerechnet. 
 
 
 
 
 
 
[…] 
 
7.3. Abrechnung 
[…] 
7.3.2. Fremdwährung  
Bei der Verrechnung von Bargeldbehebungen bzw. bar-
geldlosen Zahlungen in fremder Währung an POS-
Kassen im Ausland oder im Fernabsatz wird der jewei-
lige Betrag der ausländischen Währung wie folgt umge-
rechnet: 
 bei zum Euro fixierten nationalen Währungseinhei-

ten zum jeweiligen Fixkurs; 
 bei Währungen von Staaten, die nicht Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Währungsunion sind, zu dem 
wie nachstehend beschrieben ermittelten Fremd-
währungskurs. 

 
[…] 
 
Die Fremdwährungskurse können bei dem Kreditinstitut 
erfragt oder auf www.psa.at abgefragt werden. Der 
Kurstag für die Umrechnung ist der Tag, an dem die 
Payment Services Austria GmbH, über die diese Zah-
lungen abgewickelt werden, die Belastung erhält. Der 
Kurs sowie das Kursdatum werden dem Kontoinhaber 
in der mit ihm für den Zugang von Erklärungen verein-
barten Form bekannt gegeben. 
 
 
[…] 
 
Die Mitteilung über die Währungsumrechnungs-ent-
gelte erhält der Karteninhaber mit Wirkung auch für den 
Kontoinhaber über seine ELBA-Mailbox oder – wenn er 
ELBA nicht nutzt – an eine von ihm dem Kreditinstitut 

durch Eingabe der Mobiltelefonnummer oder Karten-
nummer des Empfängers (je nachdem, welche Nummer 
abgefragt wird) das Kreditinstitut unwiderruflich an, den 
jeweiligen Betrag an den Empfänger zu zahlen. Aus Si-
cherheitsgründen ist die Summe der direkt aufeinander 
folgenden Kleinbetragszahlungen auf insgesamt EUR 
100,00 beschränkt. Nach Erreichen dieser Beschrän-
kung muss der Karteninhaber eine P2P-Transaktion mit 
Authentifizierung durchführen. 
[…] 
 
7. Limit, Kontodeckung, Abrechnung  
7.1  Limit 
Der Kontoinhaber und das Kreditinstitut vereinbaren, 
bis zu welchem Limit pro Zeiteinheit (z.B. täglich, wö-
chentlich oder monatlich) unter Benützung der Debit-
karte einerseits Bargeld von Geldausgabeautomaten 
(siehe Punkt II. 1.) behoben werden kann sowie ande-
rerseits folgende Zahlungen getätigt werden können: 
 bargeldlos an POS-Kassen (siehe Punkt II. 2. bis 

3.),  
 mit der in der Dritt-Wallet gespeicherten digitalen 

Debitkarte in Apps und im Internet, (siehe Punkt II.4)  
 im Fernabsatz (siehe Punkt II. 5.), 
 mittels der P2P-Funktion (siehe Punkt II. 6). 
 
 
Die Limits gelten immer für alle zum Konto ausgegebe-
nen physischen und digitalen Debitkarten gemeinsam. 
P2P-Zahlungen werden auf den maximalen Rahmen, 
der für Zahlungen mit der Debitkarte an POS-Kassen 
vereinbart wurde, angerechnet. 
Die Vereinbarung von Limits kann auch über das ELBA 
des Kreditinstituts sowie über die Banken-Wallet (Punkt 
I 2.3.2)  
erfolgen, wenn dort diese Möglichkeit vorgesehen ist.  
[…]  
 
7.3. Abrechnung 
[…] 
7.3.2. Fremdwährung  
Bei der Verrechnung von Bargeldbehebungen bzw. bar-
geldlosen Zahlungen in fremder Währung an POS-
Kassen im Ausland oder im Fernabsatz wird der jewei-
lige Betrag der ausländischen Währung wie folgt umge-
rechnet: 
 bei zum Euro fixierten nationalen Währungseinhei-

ten zum jeweiligen Fixkurs; 
 bei Währungen von Staaten, die nicht Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Währungsunion sind, zu dem 
wie nachstehend beschrieben ermittelten Fremd-
währungskurs. 

 
[…] 
 
Die Fremdwährungskurse können bei dem Kreditinstitut 
erfragt oder auf www.psa.at abgefragt werden. Der 
Kurstag für die Umrechnung ist der Tag, an dem die 
Payment Services Austria GmbH, über die diese Zah-
lungen abgewickelt werden, die Belastung erhält die 
Bargeldbehebung bzw. bargeldlose Zahlung erfolgt. 
Der Kurs sowie das Kursdatum werden dem Kontoinha-
ber in der mit ihm für den Zugang von Erklärungen ver-
einbarten Form bekannt gegeben. 
 
[…] 
 
Die Mitteilung über die Währungsumrechnungs-ent-
gelte erhält der Karteninhaber mit Wirkung auch für den 
Kontoinhaber über seine ELBA-Mailbox oder – wenn er 
ELBA nicht nutzt – an eine von ihm dem Kreditinstitut 
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für Kommunikationszwecke bekanntgegebene Mobil-
funk-Nummer oder E-Mail-Adresse. Hat der Karteninha-
ber dem Kreditinstitut weder eine Mobilfunk-Nummer 
noch eine E-Mail-Adresse bekanntgegeben, kann die 
Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte 
nicht erfolgen. Der Karteninhaber oder der Kontoinha-
ber mit Wirkung für den Karteninhaber kann auf die Mit-
teilung über die Währungsumrechnungsentgelte ver-
zichten. Wurde eine Debitkarte zum Konto eines Unter-
nehmers ausgegeben, unterbleibt die Mitteilung über 
die Währungsumrechnungsentgelte jedenfalls. 
 
 
 

für Kommunikationszwecke bekanntgegebene Mobil-
funk-Nummer oder E-Mail-Adresse. Hat der Karteninha-
ber dem Kreditinstitut weder eine Mobilfunk-Nummer 
noch keine E-Mail-Adresse bekanntgegeben, kann die 
Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte 
nicht erfolgen. Der Karteninhaber oder der Kontoinha-
ber mit Wirkung für den Karteninhaber kann auf die Mit-
teilung über die Währungsumrechnungsentgelte ver-
zichten. Wurde eine Debitkarte zum Konto eines Unter-
nehmers ausgegeben, unterbleibt die Mitteilung über 
die Währungsumrechnungsentgelte jedenfalls. 

 


